
u-/2iI58 der Beilagen zu den stenographischen Frotokollen ,;cs N,Il.i('n,Ürates 

der AbGeordneten 

und Genossen 

XlII. Gesetzgebungsperiode 

an den Herrn Bundesminister für Justiz 

betreffend die Verfassungs- und Gesetzmäßigkeit von Teilen 

der bezirksgerichtlichen Gerichtsbarkeit in Strafsachen. 

Nach den geltenden Bestimmungen der österreichischen Straf­

prozeßordnung ist ein Teil der gerichtlichen Tätigkeit in 

Strafsachen durch Bezirksgerichte auszuüben. Art. 83 Abs. 1 

B.VG bestj.mmt, daß die Zuständigkeit und Verfassung der 

Gerichte durch Bundesgesetze festzustellen ist, um auf diese 

Weise den Einfluß der Verwaltung bei der Schaffung und Be­

seitigung von Gerichten i'leitgehend auszuschließen. Eine Aus­

na11.me bildet § 8 Abs. 5 li t. d des Ver fass ungs übergangs-

ges et zes 1920, i'lonach die Schaffung von Bezirks gerich ten 

bZi·.!. die Fes ts et zung ihrer Sprengel und damit i11. rer Zus tändig­

keit durch Verordnung der Bundesregierung - jedoch mit Zu~ 

sti~~ung der betroffenen Landesregierung - zu erfolgen hat. 

In diesem Sinne erging auch das Erkerintnis VfSlg. 5977. 

Dem scheint aber die Regelung des § 9 A bs. 2 StPO zu \-dder­

sprechen, \'lonach der Bundesminister für Justiz in Orten mit 

mehreren Gerichten einem oder mehreren von diesen - unter 

Ausschluß der anderen - die strafgerichtliche Tätigkeit 

zuweisen, sie also gleichzeitig einem anderen abnehmen kann. 

Diese Möglichkeit scheint auch mit dem Prinzip der Unab­

hängigkeit der Richter nur schwer vereinbar zu sein. In der 

Ausgabe der StPO von Foregger-Serini wird auf Seite 24 aus­

geführt, daß § 9 Abs. 2 StPO mit Art. 83 Acs. 1 B.-VG in 

\>Jiders pruch stehen dürfte. 
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Es spricht übrigens viel dafür, daß § 9 Acs. 2 StPO nicht 

mehr celtendes Recht ist. Wenn nämlich Art. 83 Abs. 1 B.-Va 

erst mit dem Wirksamwerden des Bundes-Verfassungsgesetzes 

am 19.12.1945, also nach der Kundmachung der wiederverlaut­
barten Strafprozeßordnüng 19 l!5 neuerlich in Kraft getreten 

ist, so hat er dem § 9 AL'S. 2 StPO derogiert. Durch die 

Aufnahme dieser Bestirrunungen in die ~Hederverlautbarung der 

Strafprozeßordnung im Ja~re 1945 i3 t nach Ans icht von Ver­

fass ungs rechtsexperten auch die Ermächtigung des § 2 \'iieder­

verlautbarungsgesetz 1945, StGBl. Nr. 28, und des § 2 Ats. 2', 

StGBl. Nr. 25/1945, überschritten worden, weil b~i Wieder­

verlautbarung nur geltendes Recht berücksichtigt werden 

kann. War aber die Wiederverlautbarung 1945 im Lichte dieser 

Auffassung gesetzwidrig, so war es auch die Wiederverlaut­

barung 1960. § 9 A'cs. 2 StPO war aber eine der Grundlagen für 

die Verordnungen BGBl. Nr. 200/1954 und Nr. 5811956, womit 
Bezirks gerichts einteilungen in vlien getroffen und ins bes ondere 

die Einteilung der bezirksgerichtlichen Strafrechts pflege 
in Hien verfügt vrurde. Diese Verordnungen sind daher in diesem 

Punkt offenbar verfassungswidrig, weil sie den Bestimmungen 

des Art. 83 Abs. 1 B.-Va und des § 8 Abs. 5 lit. d vüa 1920 
nicht entsprechen. 

Die Anfragesteller sind der Auffassung, daß es notwendig wäre, 

sobald als m6g1ich der bezirksgerichtlichen Strafgerichtsbarkeit~ 
die derzeit im Bereich des Bundes landes vlien nur durch das 
Strafbezirksgericht Wien sowie die Bezirksgerichte Floridsdorf 

und Lies ing aus geü bt wird, eine verfass ungs I:'ech tlich einwand­
freie Grundlage zu geben. 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Herrn 
Bundesminister für Justiz folgende 
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Anfrage: 

1) \-lerden Sie im Zuge der I-:ommenden Anpass ung der Straf­

prozeßordnung geeignete Vorschläge für eine verfassungs­

rechtlich einwandfreie Regelung diese~ Materie erstatten? 

2) In i'ielcher vJeise beats ichtigen Sie, die offenbare Ver­

fassungswidrigkelt von Teilen der Verordnungen 8GBl. Nr. 
200/1954 und Nr. 78/1956, die vor allem dem oben erw~hnten 

Erkenntnis des Verfass ungs gerichtshofes, VfSlg. 5977) zu· 

widersprechen schelnen~ zu sanieren? 

3) Soll das 1n manch en Fällen sicherlich vertret bare Pr~.nzip 
der Konzentration der Strafgerichtsbarkelt bei jeweils einem 
von mehreren Gerichten nach Herstellung eines verfassungs­
rech tlich elnvrandfreien Zus tandes im bisherigen Umfang 

(Wien und Graz) in Zukunft beibehalten, erweitert oder ein­
geschränkt werden? 
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